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Änderung des Bundesgesetzes vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung
(UVG): Umsetzung der Motion 11.3811 Darbellay «Rechtslücke in der
Unfallversicherung schliessen»: Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundespräsident

Besten Dank für die Einladung zur Stellungnahme bezüglich der vorgeschlagenen Änderung des
Bundesgesetzes.

Die Motion 11.3811 «Rechtslücke in der Unfallversicherung schliessen» bezweckt, dass die
Taggeldzahlungen der Unfallversicherung auf jene Fälle ausgeweitet werden, in welchen eine
Erwerbsunfähigkeit als Spätfolge oder Rückfall eines Unfalls während der Jugend auftritt. Der
Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) unterstützt die Vorlage und stimmt der vorgeschlagenen
Ausgestaltung zu. Das Hauptproblem, dass das Erwerbsausfallrisiko bei Krankheit nicht für alle über
eine Sozialversicherung abgedeckt wird, bleibt jedoch bestehen. Dies ist problematisch und auch im
europäischen Vergleich einzigartig. Wenig überraschend weist der Erläuternde Bericht darauf hin,
dass die Nachbarländer der Schweiz nicht konfrontiert sind mit dem Problem, das die Vorlage lösen
will. Weil sie alle ein System der obligatorischen Versicherung kennen, in dem der Verdienstausfall
im Krankheitsfall gedeckt ist. Schutzlücken haben wir in der Schweiz insbesondere bei atypischen
Arbeitsverhältnissen mit tiefen Löhnen. Aber auch zwischen zwei Arbeitsverhältnissen ist der
Schutz häufig ungenügend. Ziel bleibt deshalb, dass der Erwerbsausfall flächendeckend über eine
obligatorische Krankentaggeldversicherung gesichert ist.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

Pierre-Yves Maillard Gabriela Medici
Präsident Zentralsekretärin

Bern, 22. November 2023

Eidg. Departement des Innern EDI
Herr Bundespräsident Alain Berset
3003 Bern

per Mail an:
- uv@bag.admin.ch
- gever@bag.admin.ch

123 GM/vf


